






§ 11 Vertrauens- und Bestandsschutz

Hochschule fUr Technik 
und Wirtschaft Berlin 

(1) Alle Informationen, die den Beteiligten im Rahmen dieser Vereinbarung bekannt werden,

sind vertraulich zu behandeln und dürfen nur mit Zustimmung der betroffenen Personen

weiterverwendet werden.

(2) Tritt eine Behinderung oder eine chronische Erkrankung ein, so ist nach § 9 dieser

lnklusionsvereinbarung zu verfahren.

§ 12 Benachteiligungsverbot

(1) Gemäß§ 164 SGB IX dürfen Beschäftigte mit Behinderung wegen ihrer Behinderung nicht

benachteiligt werden. Das Benachteiligungsverbot gilt sowohl bei der Begründung eines Arbeits­

oder Dienstverhältnisses als auch beim beruflichen Aufstieg, bei der Ausübung eines

Direktionsrechtes oder bei arbeits- und dienstrechtlichen Maßnahmen.

(2) Fühlt sich ein Mensch mit Behinderung benachteiligt, kann er/sie sich beschweren. Seine/Ihre

Beschwerde richtet der/die Betroffene an die Vertrauensperson der schwerbehinderten

Beschäftigten, die Antidiskriminierungsstelle bzw. ein Mitglied des Antidiskriminierungsrates

oder auch den Personalrat.

(3) Die Dienststelle verpflichtet sich, die Benachteiligung aufzuklären und auf die unverzügliche

Unterlassung der Benachteiligung hinzuwirken.

§ 13 Schlussbestimmung

(1) Die lnklusionsvereinbarung tritt mit Datum ihrer Unterzeichnung in Kraft und löst die

Integrationsvereinbarung vom 24.07.2007 ab.

(2) Widerspricht eine Vorschrift dieser Vereinbarung höherrangigem Recht, so bleibt die Gültigkeit
der übrigen Bestimmungen davon unberührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die
unwirksame Vorschrift durch eine ihr inhaltlich möglichst entsprechende Regelung zu ersetzen.
Die lnklusionsvereinbarung kann mit einer dreimonatigen Frist zum Ende eines jeden Jahres von
einer der unterzeichnenden Parteien gekündigt werden.

(3) Im Falle der Kündigung der Vereinbarung bleibt die geltende Vereinbarung bis zum Abschluss
einer neuen Vereinbarung gültig. Sollten die unterzeichnenden Parteien einvernehmlich eine
Anpassung an neue rechtliche oder tatsächliche Entwicklungen wünschen, kann diese Anpassung
auch ohne Kündigung im Weg einer Änderung der Vereinbarung vorgenommen werden
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